
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION

(1) WEIST DARAUF HIN, dass die Alterung der Bevölkerung alle
gegenwärtigen Mitgliedstaaten und beitretenden Staaten be-
trifft und dass es zweckmäßig ist, ein umfassendes und
integriertes Konzept zu fördern, um in Zukunft angemes-
sene und sichere Renten zu gewährleisten; darüber hinaus
müssen politische Konzepte entwickelt werden, die derzei-
tige und künftige Generationen von Arbeitnehmern dazu
ermutigen, mit fortschreitendem Alter weiter berufstätig zu
bleiben.

(2) BESTÄTIGT, dass der Aufbau von angemessenen, tragfähigen
und modernen Rentensystemen in den Zuständigkeits-
bereich der einzelstaatlichen Politik fällt, dass dieser Prozess
jedoch auf der Grundlage der offenen Koordinierungs-
methode durch eine verstärkte Zusammenarbeit auf der
Ebene der Europäischen Union unterstützt werden kann.

(3) BEKRÄFTIGT, dass das Ziel einer Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit in Einklang mit dem Ziel von Barcelona von
besonderer Bedeutung ist, und zwar sowohl als Beitrag
zur Tragfähigkeit und Angemessenheit der Rentensysteme
als auch als integraler Aspekt des Ziels der Erhöhung der
gesamten und der spezifischen Beschäftigungsquote in
Übereinstimmung mit den Zielen von Lissabon und Stock-
holm.

(4) UNTERSTREICHT, wie wichtig es ist, dass der Rat (Beschäf-
tigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz —
EPSCO) als Teil der übergreifenden Bemühungen um ange-
messene finanziell tragfähige und modernere Rentensys-
teme eine aktivere Rolle bei der Förderung der Koordinie-
rung von Beschäftigungs- und Sozialpolitiken übernimmt.

(5) UNTERSTREICHT, dass der Ausschuss für Sozialschutz, gege-
benenfalls in Zusammenarbeit mit dem Beschäftigungsaus-
schuss und dem Ausschuss für Wirtschaftspolitik, den Rat
(Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucher-
schutz — EPSCO) substanziell unterstützen und zu diesem
Zweck insbesondere spezielle Untersuchungen zu den ge-
meinsamen Herausforderungen im Rentenbereich durch-
führen sollte.

(6) BEGRÜSST, die Zusage der Kommission, mit Blick auf die
Tagung des Europäischen Rates im Frühjahr 2004 und
gegebenenfalls den Dreiparteien-Sozialgipfel, einen Bericht
darüber vorzulegen, welche Fortschritte bei der Verwirk-
lichung des Ziels von Barcelona, das tatsächliche Durch-
schnittsalter bei Beendigung des Arbeitslebens anzuheben,
erzielt worden sind.

(7) UNTERSTREICHT, wie wesentlich es ist, den Sozialschutz
und die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitiken aufeinan-
der abzustimmen und im Rahmen des Reformprozesses
weiterhin ein hohes Maß an Aufmerksamkeit darauf zu
verwenden, dass die Angemessenheit sowie die finanzielle
Tragfähigkeit und Modernisierung der Systeme gewährleis-
tet sind.

(8) ERKENNT die Notwendigkeit AN, auch die betrieblichen
Rentensysteme zu modernisieren, und nimmt davon Kennt-
nis, dass die Sozialpartner im Einklang mit Artikel 138 des
Vertrags auf der Grundlage des Konsultationspapiers der
Kommission zur Übertragbarkeit betrieblicher Renten-
anwartschaften ersucht worden sind, ein Konzept zur Ver-
ringerung der Mobilitätshindernisse zu prüfen.
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

UNTER HINWEIS AUF

— die Tatsache, dass gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union Menschenhandel ver-
boten ist;

— die Haager Ministererklärung vom 26. April 1997 zu eu-
ropäischen Leitlinien für wirksame Maßnahmen zur Ver-
hütung und Bekämpfung von Frauenhandel mit dem Ziel
der sexuellen Ausbeutung;

— den Aufruf des Europäischen Rates (Tampere) von Oktober
1999, gegen den Frauenhandel und die sexuelle Ausbeu-
tung von Kindern vorzugehen;

— die Empfehlung (2000) 11 des Europarates zu Maßnahmen
gegen den Menschenhandel zum Zwecke der sexuellen Aus-
beutung und die Empfehlung (2002) 1545 zu Kampagnen
gegen den Frauenhandel;

— das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau, insbeson-
dere Artikel 6, und das Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen über die Rechte des Kindes, insbesondere Artikel 34
und 35;

— insbesondere den Umstand, dass das Protokoll von Palermo
(2002) zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhan-
dels, in Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimi-
nalität einen umfassenden, gezielt auf den Menschenhandel
ausgerichteten Ansatz verfolgt, bei dem es um Kriminalisie-
rung, Schutz und Unterstützung der Opfer ebenso geht wie
um die Verhütung des Menschenhandels;

— die Schlussfolgerungen der Konferenz von Syrakus von De-
zember 2002, mit denen der Menschenhandel, insbeson-
dere der Frauenhandel, ins Bewusstsein gerückt werden soll-
te, ebenso wie die Notwendigkeit, die Aktivitäten der Mit-
gliedstaaten zu erweitern und zu intensivieren;

— die Tatsache, dass auf der Tagung des Rates (Justiz und
Inneres) mit den Bewerberländern vom 28. September
2001 in diesem Zusammenhang zwölf Maßnahmen zur
Bekämpfung des Menschenhandels vereinbart wurden, da-
runter eine aktive operative Zusammenarbeit, die Organisa-
tion von Informationskampagnen und die Bereitstellung
von Hilfsangeboten für die Opfer;
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— den Rahmenbeschluss (2002/629/JI) des Rates vom 19. Juli
2002 zur Bekämpfung des Menschenhandels;

— die Tatsache, dass die Brüsseler Erklärung von September
2002 darauf abzielt, die europäische und die internationale
Zusammenarbeit, konkrete Maßnahmen, Standards, be-
währte Praktiken und Mechanismen zur Prävention und
Bekämpfung des Menschenhandels weiter auszubauen,
und dass in den Schlussfolgerungen des Rates vom 8. Mai
2003 vereinbart wird, sachdienliche Vorschläge zur Durch-
führung von spezifischen Aspekten der Erklärung zu prü-
fen;

— die Tatsache, dass der Hohe Kommissar der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte 2002 Empfohlene Richtlinien
und Grundprinzipien zum Thema Menschenrechte und
Menschenhandel veröffentlicht hat, in denen hervorgehoben
wird, dass die Menschenrechte der Opfer von Menschen-
handel im Mittelpunkt aller Bemühungen um Verhütung
und Bekämpfung des Menschenhandels und gegebenenfalls
um Schutz, Unterstützung und Wiedergutmachung für die
Opfer stehen müssen;

— den Umstand, dass innerhalb der Europäischen Union aus
einem umfassenden und interdisziplinären Ansatz heraus
Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Men-
schenhandel entwickelt werden;

— die Tatsache, dass die Programme der Gemeinschaft ein
wichtiges Instrumentarium zur finanziellen Unterstützung
der Bekämpfung des Menschenhandels und der sexuellen
Ausbeutung von Kindern bilden, das es im Hinblick auf
die Stärkung von Politiken, Praktiken und der Zusammen-
arbeit in der EU und zwischen den EU-Mitgliedstaaten und
den Bewerberländern einzusetzen gilt;

— insbesondere den Umstand, dass im Rahmen der Struktur-
fonds (ESF und EFRE) finanzielle Mittel für Maßnahmen zur
Unterstützung der Opfer, für vorbeugende Maßnahmen und
für Maßnahmen zur sozialen und wirtschaftlichen Integra-
tion der Opfer von Menschenhandel bereitgestellt werden
können;

IN DEM BEWUSSTSEIN, DASS

— die oben genannten Instrumente der Vereinten Nationen die
Grundlage für eine verstärkte internationale Zusammen-
arbeit bilden und dies sich auch in der Entwicklung der
Beziehungen der Europäischen Union zu Ländern außer-
halb der Union widerspiegelt;

— Menschenhandel nach EU-Recht ein Verbrechen ist, das
nicht nur auf die sexuelle Ausbeutung von Menschen
oder ihre Ausbeutung als Arbeitskräfte, insbesondere auf
die sexuelle Ausbeutung und die häusliche Sklaverei von
Frauen und Kindern, abzielt, sondern auch eine Missach-
tung der Menschenrechte der Opfer bedeutet;

— es vielfältiger Maßnahmen bedarf, um gegen diese moderne
Form der Sklaverei vorzugehen, dass auch Programme für
die Verhütung von Menschenhandel und die Rehabilitierung
und soziale Integration der Opfer erforderlich sind, ebenso
wie Bemühungen darum, die Täter vor Gericht zu bringen
und eine weitere Viktimisierung zu verhindern;

— das Hauptanliegen der langfristigen Bemühungen im Kampf
gegen den Frauenhandel die Beseitigung der Hauptursachen
für Menschenhandel sein muss, die insbesondere in der
Ungleichbehandlung der Geschlechter und der Arbeitslosig-

keit, der Armut und in allen Formen der Ausbeutung be-
stehen, ohne darauf beschränkt zu sein;

RUFT DIE MITGLIEDSTAATEN AUF,

— alle internationalen Übereinkünfte und Instrumente zur Be-
kämpfung des Menschenhandels und ganz besonders das
Protokoll von Palermo zur Verhütung, Bekämpfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen-
und Kinderhandels, in Ergänzung des Übereinkommens der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität zu ratifizieren und vollständig umzuset-
zen;

— der Haager Ministererklärung vom 26. April 1997 Rech-
nung zu tragen, in der die Mitgliedstaaten darum ersucht
werden, nationale Berichterstatter für den Frauenhandel zu
ernennen oder die Möglichkeiten für ihre Ernennung zu
prüfen;

— auch künftig uneingeschränkt bereit zu sein, auf nationaler,
europäischer und internationaler Ebene weiterhin gegen
den Menschenhandel, insbesondere den Frauenhandel, vor-
zugehen, und zwar wenn immer möglich in Zusammen-
arbeit mit Nichtregierungsorganisationen und gegebenen-
falls durch die Unterstützung dieser Organisationen;

— ihre Bereitschaft zu bekräftigen, konkrete Maßnahmen zu
ergreifen, wie zum Beispiel die Durchführung von Kam-
pagnen zur stärkeren Sensibilisierung und zur verstärkten
grenzübergreifenden und internationalen Zusammenarbeit
in den Bereichen Prävention, Opferschutz und Betreuung,
so dass mit Hilfe von bewährten Praktiken und Netzwerken
auf den geeigneten Ebenen greifbare Ergebnisse im Kampf
gegen den Menschenhandel, besonders den Frauenhandel,
erzielt werden können;

— Opfer gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zu
unterstützen und zu schützen, um es ihnen zu ermöglichen,
sicher in ihr Herkunftsland zurückzukehren oder angemes-
senen Schutz in den Gastländern zu erhalten, und zwar
durch Maßnahmen im Rahmen der Strukturfonds und der
Gemeinschaftsprogramme;

ERSUCHT DIE KOMMISSION UND DIE MITGLIEDSTAATEN,

— die im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative EQUAL bereit-
stehenden Finanzmittel zu nutzen, um die soziale und be-
rufliche Eingliederung der Begünstigten dieser Initiative in
Übereinstimmung mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten zu fördern;

— Maßnahmen zu fördern, die dazu dienen, ein Beobach-
tungssystem zum Menschenhandel aufzubauen, das auf
der Basis der von ihm erfassten kontinuierlichen und regel-
mäßigen Informationen der zuständigen nationalen Behör-
den, wie den nationalen Ämtern und den nationalen Be-
richterstattern, aktuelle Daten zur Verfügung stellen kann;

— sicherzustellen, dass bei allen Maßnahmen und Initiativen,
die zur Verhütung des Menschenhandels, besonders des
Frauen- und Kinderhandels, und zum Opferschutz ergriffen
werden, geschlechterspezifische Aspekte berücksichtigt wer-
den, dass diese Maßnahmen und Initiativen mit den interna-
tional anerkannten Grundsätzen der Nichtdiskriminierung
vereinbar sind und dass sie im Einklang mit den gemein-
schaftlichen und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
der Wahrung der Menschenrechte und der Achtung der
Grundfreiheiten der Opfer Rechnung tragen.
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